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Der schweizerische Gesandte in Berlin, A. de Claparède, an den Vorsteher des 
Post- und Eisenbahndepartementes, L. Forrer

S Berlin, 7. Februar 1911

Seit längerer Zeit habe ich nicht über die in der Schweiz und Italien so 
bestrittene Frage der Ratifikation der neuen Gotthard-Konvention zu berichten 
Anlass gehabt. In offiziellen Kreisen, auch mit wenigen Ausnahmen in der 
deutschen Presse, scheint man sich dieser Frage gegenüber eher passiv zu 
verhalten; in einer Unterredung, die ich mit dem Staatssekretär des Auswärtigen 
Amts gehabt, schien derselbe eher ununterrichtet zu sein. Auch der in Sachen 
zuständige Direktor der Handelsabteilung des Auswärtigen Amts konnte mir nur 
mitteilen, dass man von hier aus wiederholt nach Rom geschrieben habe, um auf 
eine baldige Ratifikation der Konvention hinzuwirken. In zwei Gesprächen, die 
ich mit ihm hatte, glaubte er, dass die Bewegung in der Schweiz gegen die 
Ratifizierung des Vertrages ihren Höhepunkt überschritten habe1; er fügte aber 
hinzu, dass wenn die Bundesversammlung die Konvention nicht ratifizieren 
würde, es dann wohl nötig sein würde, die Frage der Rückerstattung der 
Gotthardsubventionen einem Schiedsgerichte zu unterbreiten! Als ich hierauf 
bemerkte, dass in der letzten Berner-Konferenz Deutschland und Italien auf 
einen solchen Anspruch verzichtet hätten, erwiderte er, dass dies nur unter der 
Voraussetzung geschehen sei, dass die Schweiz nicht freie Hand zur beliebigen 
Erhöhung seiner Tarife erhalte.

Von einem befreundeten Referent für die Gotthardfrage im Auswärtigen 
Amte wurde in Betreff der Antiratifikationsbewegung in der Schweiz auch die 
Ansicht geäussert, es werde dieselbe keinen Einfluss auf die endgültige Be­
schlussfassung der eidgenössischen Räte ausüben. Er schien vielmehr die Gefahr 
als von Italien aus kommend zu erblicken und meinte, dass Minister Luzzatti seit 
langem schon das Heft in der Hand im italienischen Parlamente nicht mehr 
besitze. Es sei von hier aus wiederholt recht deutlich nach Rom geschrieben 
worden, dass, falls die Konventionen verworfen werde, man dort auf die Hülfe 
Deutschlands nicht rechnen könne. Deutschland und die Schweiz, meinte mein 
Gewährsmann, müssten im Falle der Verwerfung der Konvention durch das 
italienische Parlament ein Separatabkommen treffen, woraus sich wohl zwischen

1. Anspielung auf die grosse Agitation des Ende September 1910 gebildeten A ktionskom itees gegen 
den Gotthardvertrag, die im Winter 1910H911 einen Höhepunkt erreicht hatte. In dieselbe Zeit fie l 
auch ein Bestechungsvorwurf: In der Londoner Evening News vom  23. D ezem ber 1910 wurde der 
schweizerischen Delegation der Gotthardkonferenz der Vorwurf gemacht, sie hätte sich mit deut­
schem Geld bestechen lassen. Die Berner Tagwacht brachte am 28. D ezem ber 1910 und die Neue  
Zürcher Nachrichten am 30. D ezem ber 1910 einen A bdruck jenes Artikels. A m  7. Februar 1911 
beschloss der Bundesrat, gegen die Verantwortlichen Strafanklage zu erheben. R obert Grim m  und 
Eugen Fischer wurden m it Urteil des Bundesstrafgerichts vom  9. Mai 1911 der Beschimpfung der 
schweizerischen Delegation fü r schuldig erklärt und gebüsst.
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der Schweiz und Italien ein Konflikt ergeben würde. Die Schweiz würde sich 
zweifelsohne in einer schwierigen Lage befinden, denn in einem solchen Tarif­
kriege würde Italien, selbst mit Verlust, seinen Verkehr nach Deutschland, statt 
via Gotthard, über den Brenner leiten. Hieraus würden sich sehr unerquickliche 
Schwierigkeiten auch für Italien und für die Schweiz entwickeln.

Derselbe Gewährsmann teilte mit auch mit, dass man in Bankkreisen (Deut­
sche Bank) sehr darüber erbost sei, dass das Arrangement wegen der Rückzah­
lung der Gotthardaktien noch ausstehe; die Aktionäre hätten seit beinahe 2 
Jahren keine Dividende mehr erhalten und werden mehr als ungeduldig. Zehn 
Prozent könnte die Gotthardbahn nach Ansicht dieser Finanzleute für das letzte 
Jahr zahlen.

Es wird Sie interessieren, zu erfahren, dass das Aktionskomitee gegen die 
Ratifikation der Gotthardkonvention nicht allein schweizerische Konsulate im 
Ausland ersucht hat, die an die Bundesversammlung gerichtete Petition gegen 
die Ratifikation zu unterschreiben, sondern die einzelnen schweizerischen Verei­
ne im Ausland mit ähnlichen Zumutungen angesprochen hat. Der überaus 
tüchtige Präsident des hiesigen Schweizerklubs, Herr Windier, teilt mir mit, dass 
ihm ein bezüglicher Aufruf, ganz in der Form einer Aufforderung bei Volkszäh­
lungen, in vielen Exemplaren zugegangen sei. Die sehr deutliche Antwort des 
Schweizer-Klub an das Aktionskomitee gegen den Gotthardbahnvertrag beehre 
ich mich Ihnen, Herr Bundesrat, hieneben in der Meinung zu übersenden, dass 
dieses Schriftstück seiner Zeit wohl die zweckentsprechende Verwendung finden 
wird.
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Der schweizerische Gesandte in Paris, Ch. Lardy, an den Bundespräsidenten und 
Vorsteher des Politischen Departementes, M. Ruchet

S Secret et par cassette Paris, 16 février 1911

Rentré cette nuit de La Haye, où le tribunal arbitral chargé de statuer sur 
l’affaire des indemnitaires russes a réglé les questions de procédure non prévues 
par le compromis, j’ai l’honneur de Vous rendre compte de quelques incidents 
utiles à méditer pour le cas de nouveaux arbitrages auxquels la Suisse serait 
appelée à coopérer1.

Vous Vous rappelez que, dès le début, j’ai pris la liberté d’insister auprès de 
Vous pour qu’on cherchât à modifier la composition du tribunal. Le type prévu 
par la Convention de La Haye de 1907 est un Tribunal de 5 membres dont trois 
au moins sont ressortissants d’Etats étrangers aux Parties contestantes. -  Dans 
l’arbitrage russo-turc, il y a deux Russes, deux Turcs, et le surarbitre suisse est en 
minorité. -  J’avais signalé divers dangers pouvant résulter de cette composition

1. Lardy war Schiedsrichter im russisch-türkischen Streitfall. Russland forderte für Geschädigte des 
russisch-türkischen Konfliktes von 1877 von der Türkei Verzugszinsen.
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